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£gM0. Deutsche Bundestag geht an die Arbeit 

Helmut Kohl: 
•ch glaube an die Kraft 
Unserer Bürger 
|Jach der Konstituierung und der Wahl des Präsidiums, der Wahl 
?es Bundeskanzlers und der Vereidigung des Bundeskabinetts 
J*nn der 10. Deutsche Bundestag an die Arbeit gehen. Nach 
Ser* Votum der Wähler am 6. März, die Bundeskanzler Helmut 
L°h' und seine Koalition der Mitte überzeugend bestätigt ha- 
K*n' beginnt wieder der politische Alltag. Helmut Kohl sagte 
*ch seiner Wahl in einem Fernsehinterview: 
lr haben vier Jahre Zeit, eine volle Legislaturperiode. Das gibt natürlich eine 

Vo
oße Autorität nach einem solchen Wahlsieg wie dem am 6. März. Wir stehen 

tj Schwierigsten Fragen, das Problem der Abrüstung und die Frage der Sta- 
$D?lerun9. die Frage der Stabilisierung des Bündnisses, die notwendigen Ge- 

ache mit Moskau, die notwendigen Gespräche auch mit der politischen Füh- 
^9 der DDR. Und im innenpolitischen Bereich liegen die Probleme für jeder- 
l<6.nn erkennbar zutage: über zwei Millionen Arbeitslose, Jugendarbeitslosig- 
Juri ^ Was mich 9anz besonders bedrückt —, die Situation junger Studenten, 
Q  9akademikerarbeitslosigkeit. 
cj*r

S sind alles Probleme, die jetzt in den Vordergrund treten. Wiederbelebung 
.    Ortschaft! Wir sind auf einem guten Weg. Aber das kostet viel Kraft, 
p   ^'aube, daß die Zeichen der Zeit jetzt zu erkennen sind. Ich habe einige der 
Uns       e 9enannt- Das sind Herausforderungen. Und ich glaube an die Kraft 

eres Landes, unserer Bürger, daß wir das gemeinsam schaffen werden. 
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Parlamentarischer Staatssekretär: 
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BUNDESMINISTER FÜR f. 
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Dr. Heiner Geißler (CDU) 
Parlamentarischer Staatssekretär: 
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BUNDESMINISTER FÜR VERKEHR: 
Dr. Werner Dollinger (CSU) 
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Dr. Oscar Schneider (CSU) 
Parlamentarischer Staatssekretär: 
Dr. Friedrich-Adolf Jahn (CDU) 
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Dr. Heinz Riesenhuber (CDU) 
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Dr. Dorothee Wilms (CDU) 
Parlamentarischer Staatssekretär: 
Anton Pfeifer (CDU) 

BUNDESMINISTER FÜR .,f: 
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ÜgjnerBarzel: 

^ser Staat ist die Heimstatt 
a'ler Deutschen 
^idestagspräsident Rainer 
r *

r*el sagte in seiner Antritts- 

sch 

Unser Dienst und unse- 
icht gelten dem deut- 

en Volk, dem wir Rechen- 
Jjbjjft schulden. Es hat uns 

cn dem Grundgesetz in all- 
^einer, unmittelbarer, frei- 
u.' Reicher und geheimer 
Ve

öJ' gewählt. Wir alle sind 
sCL eter des ganzen deut- 
Qft . Volks, allein an unser 
AüH '.?sen gebunden, nicht an 

"rage oder Weisungen. 
to 
M 

lrhab, 
ere- weil wir mehr Pflichten haben. 

>en hier und da mehr Rechte als 

Wjr !) wir diese erfüllen können, haben 
aiese Rechte. 
J^sere herausragendste Pflicht ist, 

'©s zu tun, damit unser Volk ,in 
e'er Selbstbestimmung die Einheit 
^  Freiheit  Deutschlands  vollen- 

eJJ kann'. So grüße ich alle Deut- 
J*hen- ich grüße sie mit der Versi- 
herung: Wir werden diesem Gebot 

ties 
Und 
9ehö 

Grundgesetzes    entsprechen 
auch deshalb die Zusammen- 

I   - —origkeit mit Berlin kräftigen. 
h6r2pruße alle Deutschen, besonders 
o^ ICr) alle, die Not leiden, die seelisch 
Krie 

korPerlich krank, die Opfer des 
sin^?S oder einsam oder behindert 
t$t versichere sie unserer Solidari- 

ty 
sc^

r Staat ist die Heimstatt aller Deut- 

L 

en. D; 

Wir suchen gute Nachbarschaft mit al- 
len Europäern im Westen wie im Osten, 
im Norden wie im Süden, und erstreben 
— auch dies sage ich mit dem Grund- 
gesetz —, ,als gleichberechtigtes Glied 
in einem vereinten Europa dem Frieden 
der Welt zu dienen'. 
Diesen Dienst können wir nach Lage 
der Dinge nur leisten in der Sicherheit 
des Atlantischen Bündnisses. Wer die- 
se Verpflichtung unserer Verfassung so 
hört und in sich aufnimmt, wird noch- 
mals denen danken — der Herr Alters- 
präsident tat dies heute früh vor mir —, 
die unser Grundgesetz geschaffen ha- 

iese Heimstatt liegt in Europa. 

Die Wahlen 
Bundeskanzler Helmut Kohl erhielt 
271 Stimmen bei 214 Gegenstimmen 
und einer Enthaltung. (Von den 498 
voll stimmberechtigten Mitgliedern des 
Bundestages bilden die 244 Abgeord- 
neten der Union und die 34 FDP-Abge- 
ordneten diese Koalition, während die 
193 Sozialdemokraten und die 27 Grü- 
nen in Opposition stehen.) 
Rainer Barzel wurde mit 407 gegen 88 
Stimmen bei 13 Enthaltungen zum 
Präsidenten des 10. Deutschen Bun- 
destages gewählt. 
Vizepräsidenten wurden: 
Richard Stücklen (CSU, 403 Stimmen), 
Annemarie Renger (SPD, 436 Stim- 
men), 
Heinz Westphal (SPD, 314 Stimmen) 
und 
Richard Wurbs (FDP, 316 Stimmen). 
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ben, deren erlebte und erlittene 
menschliche und geschichtliche Erfah- 
rung sie beherzte, uns so in die Zukunft 
festzulegen. 

Wir wollen ihrer würdig sein, indem 
wir, was immer uns sonst trennt, er- 
neut   verbindlich   übereinkommen: 
Nie wieder soll von deutschem Bo- 
den Krieg oder Diktatur ausgehen. 
Das beides nie wieder! 

Keiner hier hat ein besseres Mandat als 
ein  anderer.  Das  Grundgesetz  bindet 
uns  alle  ausdrücklich   an   die  verfas- 
sungsmäßige Ordnung. Wie immer wir 
politisch handeln, denken, streiten, was 
immer wir neu und besser machen wol- 
len — das ist das Fundament, auf dem 
wir alle stehen. 

Dem Staat voran geht die Würde des 
Menschen. An diesem Grundrecht und 
am Schutz der Minderheiten findet auch 
die Mehrheit ihre Grenze. Diesseits die- 
ser Grenze aber muß die Mehrheit ent- 
scheiden,    beschließen,    durchsetzen. 
Das schuldet sie unserem Volk, das in 
nach   außen   gesicherter,   nach   innen 
durch soziale Wirklichkeit im Alltag er- 
fahrbarer Freiheit in Frieden leben will. 

Zur  Mehrheit  führt  der  Weg  der 
Kompromisse.    Unterwegs    dahin 
sind  Humor  und  Witz  erwünscht. 
Ernsthaftigkeit findet, wie ich mei- 
ne, nicht in betulicher Erstarrung ih- 
ren Ausdruck. 

Warum verschweigen, daß manche in 
der Welt, viele in Deutschland und wohl 
alle hier- im Hause das veränderte Ge- 
sicht dieses neuen Deutschen Bundes- 
tages beschäftigt? Viele Erwartungen 
gelten dem Inhalt, zahlreiche Be- 
fürchtungen der Form. Das letztere teile 
ich nicht. 
Mit der Form hier ist es wie mit unserer 
deutschen Sprache: Wir brauchen sie 
alle, um zugleich zusammen leben und 
über Inhalte streiten zu können. 

uf 
Wir alle hier wissen: Die Rücksicht *._ 
das Recht des anderen ist die unerla 
ehe Bedingung des Friedens naw . 
nen wie nach draußen. Friedfertig 
und gute Nachbarschaft beginnen 
Hause, auch hier im Hause. 

Wir erstreben keine gespreizte. 
ordnete Würde, sondern die nf*]% 
ehe Achtung, die aus unserer Ar    . 
und aus unserem Auftrag erW.aC.ej. 
— und aus der Art, wie wir sie' 
sten. Keiner wird uns diese Ach 
je entgegenbringen, wenn wir

Acn- 
nicht, zunächst, untereinander A 
tung erweisen. 

ßun- 
Zur Eröffnung des 1. Deutschen^ 

Alterspräsident Paul Lobe, der über 
destages am 7. September 1949 s« 
Alterspräsident Paul Lobe, der uber

her 
ge   Jahre   Präsident   des   Deutsch .   0S 
Reichstags war — ich zitiere — • •  .# 
erhofft sich das deutsche Volk v°n jpe 

Arbeit des Bundestags? - Daß w'rLft- 
stabile Regierung, eine gesunde      • 
schaff, eine neue soziale Ordnung' 
nem gesicherten Privatleben aufnc   ^ 
unser Vaterland einer neuen Blüte 
neuem Wohlstand entgegenführen- 

Das wurde — leider nur im freien 
unseres Vaterlandes — rasch gesc 
weil   sich   die   deutsche   Politik 

hat*' 
nie"1 

scheute, anspruchsvoll zu sein, sich"? 

he Ziele setzte und nach festen G 
Sätzen    berechenbar   entschied, 

W*" 

man wußte und sagte, daß .nicht Ma  ,$ 

sondern Geist die Ehre Deutsch!» 

nen vor der Welt ausmacht'. 
Mein Wunsch für diesen 10. Deutsc 
Bundestag?   , n. 

Daß unsere Werktagsarbeit rni 
seren Sonntagsreden **k® „, 
stimmt; daß unser Volk sehen K»^ 
wem unsere Arbeit dient und w 
wir miteinander streiten; daß n<j 
und Zweck und Ziel, daß Werte J£ 
Überzeugungen uns leiten w,*ns' 
Verantwortung für unsere Leb 
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9rundlagen; daß wir alle die Dimen- 
'°n Geist einbeziehen und ihr ent- 

gehen. 

, s° — dessen bin ich gewiß — wer- 
" Wir die sozialen Sorgen, allen voran 

Arbeitslosigkeit, überwinden und die 
wjr'e"en Probleme lösen können; 
sin

n der Mensch lebt nicht vom Brot al- 
h\i en' die arbeiteri wollen, aber zur 

^lcht können, versichere^rch — ich 
9'aub 
H 

e. das für alle tun zu dürfen —: Wir 
en und wir müssen das ändern. 

^ lst wie ich schon sagte, Platz für 
fijr 

es und für Besseres. Hier ist Platz 
So f

eidenschaftlichen Streit, aber eben- 
4öf!

Ur Nachsicht, für Herzlichkeit, für 
^ich?hkeit und Kompromißbereitschaft. 
Qer 

nur Freineit und Gleichheit und 
Cu echtigkeit, auch Brüderlichkeit ma- 

n die Demokratie aus. 
5$ if- 6s k    nnen wir nicnt verordnen, aber 

^1 ar,n, es sollte, als geistig-politische 
Uri9 von uns ausgehen. 

0 Wollen wir, wie unser Grundge- 
yetz es sagt,  im .Bewußtsein der 
.erantwortung  vor  Gott  und   den 
Aschen' an die Arbeit gehen, um 
e Würde des Menschen zu achten 
*d zu schützen; der sozialen Ge- 
chtigkeit und dem Frieden zu die- 

y*\ unserer Verantwortung für die 
r
0rnmenden Generationen und de- 
®n Lebensgrundlagen  gerecht zu 
®rden;  dem  g esamt mensch hei tli- 

s
n®n Gemeinwohl durch einen ent- 
Cn'edenen Beitrag zum Kampf ge- 

?e° Hunger und Elend, Unwissen- 
*'* und Not zu entsprechen; und 
® die Deutschen zu bevormunden 
<*er 2U vergessen, denen, wie das 

ijündgesetz  sagt,   hier  .mitzuwir- 
Ien versagt' ist. Diesen großen Zie- 

ty. "* dient unsere Arbeit. 

\ Sol|ten  danach  trachten,  fröhlich 
^it Zuversicht diesen Dienst zu lei- 

Stellvertretende Vorsitzende 
der Bundestagsfraktion 
Der CDU-Teil der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hat am 28. März 1983 fol- 
gende stellvertretende Vorsitzende ge- 
wählt: 

Benno Erhard 
Bereich 1 
Recht (einschl. Wahlprüfung, Immuni- 
tät und Geschäftsordnung sowie Peti- 
tionen), Inneres (einschl. Sport) 
Hansheinz Hauser (Krefeld) 
Bereich 2 
Wirtschaft, Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, Verkehr, Post- und Fern- 
meldewesen, Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau 

Stellt die CSU-Landesgruppe — wird 
noch gewählt 
Bereich 3 
Finanzen und Haushalt 
Adolf Müller (Remscheid) 
Bereich 4 
Arbeit, Soziales, Jugend, Familie und 
Gesundheit 
Volker Rühe 
Bereich 5 
Auswärtiges, Verteidigung,- Innerdeut- 
sche Beziehungen, Wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit 
Frau Helga Wex 
Bereich 6 
Forschung  und  Technologie,  Bildung 
und Wissenschaft 

sten — dabei weder das Gegeneinan- 
der zu scheuen noch zugleich das Ge- 
meinsame zu pflegen. Wir sind alle mit- 
einander aufeinander angewiesen. Uns 
trennen nicht nur Zäune, uns alle verbin- 
det gemeinsamer Boden. 

Glückauf dem 10. Deutschen Bun- 
destag!" 
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6. MÄRZ 1983 

Ermutigung für 
engagierte Europäer 
Zu dem Wahlsieg der Unionsparteien 
und den Landtagswahlsiegen der 
CDU in Rheinland-Pfalz und Schles- 
wig-Holstein erklärte der Vorsitzen- 
de der EVP-Fraktion im Europäi- 
schen Parlament, Paolo Barbi, u. a. 
folgendes: 

Der großartige Erfolg unserer deut- 
schen Freunde hat seine Wurzeln in 

der über Jahre hinweg konsequenten Poli- 
tik der beiden Unionsparteien und des 
Bundeskanzlers Helmut Kohl. Diese Poli- 
tik, die ausgeht von dem christlichen Men- 
schenbild, das heute so modern ist wie eh 
und je, wird charakterisiert durch 
— ihren Einsatz zur Stärkung und Siche- 
rung der Freiheit und des Friedens, 

— ihren Willen zur Festigung der Allianz 
der Demokratien der freien Welt, 
— ihre Zielstrebigkeit bei der Einigung 
Europas, 

— ihren Mut und ihren Weitblick bei der 
Überwindung der wirtschaftlichen Proble- 
me, mit denen wir heute in Europa zu 
kämpfen haben. 

Die Einheit Europas in Frieden und Frei- 
heit ist eines der Kernziele der Christli- 
chen Demokraten seit Konrad Adenauer, 
Aleide de Gasperi und Robert Schuman. 
Immer wieder hat sich gezeigt, daß die 
Christlichen Demokraten in unseren Län- 
dern die wahren Triebkräfte der Einigung 
unseres Kontinents sind. Wir wissen und 
sind dankbar dafür, daß die Vollendung 
der Einigung Europas zu den vorrangigen 
Zielen auch von Bundeskanzler Helmut 
Kohl gehört. Er hat dem auch nach außen 

sichtbaren Ausdruck gegeben durch s 

ne wiederholten Besuche im EuroP 
sehen Parlament. 

Diese Besuche hatten weit mehr als 
formale Bedeutung. Sie stimmten übe 
mit dem durchaus positiv zu bewerten 
Auftakt der deutschen Präsidentschaft 
Rat. Sie sind aber auch — und der «an* 
hat dies ausdrücklich gesagt — eine S 
kung der Stellung des Europäischen " 
laments im Konzert der Organe der 
meinschaft, eine Stärkung, die wir irn'jV 
gefordert haben und die ein politisc 
Erfordernis ersten Ranges ist, da wir 
demokratisches, nicht ein bürokratisc 
Europa wollen. Mit seinen Besuchen 
der Bundeskanzler eine gute Tradition   . 
gründet, die ihre Fortsetzung finden m  ' 
auch wenn die Ratspräsidentschaft ^e 

seit. 

Das   deutsche   Wahlergebnis   hat   °   f 

Zweifel Bedeutung über die Grenzen 
Bundesrepublik hinaus.  Es ermutig1 

engagierten Europäer und gibt neue 
versieht, daß noch in diesem Jahrze 

der Durchbruch zur Politischen Union 
ropas gelingen wird, wie Helmut K°hL. 
vor dem Europäischen Parlament Qe  . 
dert hat. Es ist jetzt an uns Christlich 
Demokraten,     der    europäischen 
neuen Elan zu geben und aus der Idee 
mer mehr Wirklichkeit werden zu lasse 

An der Spitze der Regierungen in seC.^, 
der zehn   Mitgliedsstaaten  der  Eur°je- 
schen Gemeinschaft stehen christlich'   , 
mokratische Politiker. Das ist für uns n' 
allein ein Ansporn, darin liegt auch e 

große Verpflichtung, die eingelöst ***^ 
muß.    Die    Fraktion    der    Europäisc 

Volkspartei ruft in dieser Stunde alle ti » 
ger  in   der  Europäischen   Gemeinsc 
auf, gemeinsam mit den Christlichen    ( 

mokraten an der Vollendung der E'n   it 

mitzuarbeiten.  Es gibt zu dieser E'n   5 

keine vernünftige Alternative. Sie ist 
wahre Friedenswerk unserer Zeit. 
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RENTEN 

oberstes Ziel muß sein, die 
Griten langfristig zu sichern 
4 Rentenversicherung muß nach 

"assung von Bundesarbeitsmini- 
t([*

r Norbert Blüm (CDU) so gestal- 
lt ^©rden, „daß sie nicht jedem 
IJ)JUnkturellen Sturm ausgesetzt 
jy • In einem Gespräch mit der Zei- 
Se

n9 »Die Welt" sagte Blüm, sein Ziel 
J es, die Renten finanziell „langfri- 
5 9 2u konsolidieren und politisch 
l0,s dem Gerede zu bringen". Nach- 

9®nd das Interview: 
''»ELT: Herr Blüm, ist das Thema Ver- 
schiebung  der Rentenanpassung  im 

6i 
J*hr 1984 vom Tisch? 

jj m: Ich werde eine Rentenreform zu- 
Vk    bringen,  die dieses Thema vom 

0,1 bringt. 
"ELT: Wie stellen Sie bis dahin die Li- 

l^idität der Renten sicher? 

kt^'' ^'r naDen Maßnahmen beschlos- 
h • die die Rentenversicherung aus den 
JU|ditätsschwierigkeiten herausbringt. 
firi
6r es handelt sich dabei nicht nur um 

*ij k2'e" or'en^er^e Beschlüsse, sondern 
tg ^ um Beiträge zur notwendigen Struk- 

ariPassung. 
"'ELT: Sie meinen sichere Finanz- 
9rundlagen im Sinne der Mindestreser- 

b,.Ve Von einem Monat? 
g. I*,: Nach den gesetzlichen Bestimmun- 
Oj. Wichen die Mittel aus. Aber ich will 
c^/tentenversicherung so wetterfest ma- 
§. n. daß sie nicht jedem konjunkturellen 
tyr

rrTl ausgesetzt ist. Deshalb brauchen 
%f'ne Renten^orrnel- die die Rentenver- 
Sift    Un9 finanziell langfristig sichert und 

Politisch aus dem Gerede bringt. 
"'ELT: Als Einstieg wollen Sie die Aktu- 
al'sierung der Renten im Jahr 1984. Sie 

wollen also einen Gleichklang herstel- 
len zwischen Erhöhungen des Brutto- 
lohnes und der Rentenanpassungen ? 

Blüm: Die Aktualisierung ist ein Baustein, 
Rentner und Lohnempfänger näher zu- 
einander zu bringen, und auch plausibel 
zu machen, daß Rentner und Beitragszah- 
ler in einem Boot sitzen. Bisher folgt die 
Rente in einem mehrjährigen Abstand der 
Lohnentwicklung. Jetzt soll sie unmittel- 
bar der Lohnentwicklung des Vorjahres 
folgen. 

WELT: Die Rentner können also 1984 
mit einer Anpassung von etwa 3,5 Pro- 
zent rechnen ? 

Blüm: Ja. Allerdings müssen sie sich mit 2 
Prozent an der Krankenversicherung be- 
teiligen, so daß die Rentenanpassung am 
1. Juli 1984 rund 1,5 Prozent beträgt. Aber 
die Rentner gehen ja in das Jahr 1984 mit 
einer Rentenanpassung, die, wenn man 
den Krankenversicherungsbeitrag abrech- 
net, 4,6 Prozent beträgt. Wenn man jetzt 
zusammenzählt: 4,6 Prozent im ersten 
Halbjahr und 1,5 Prozent im zweiten Halb- 
jahr, dann ergibt das im Jahresdurch- 
schnitt rund 3 Prozent. Dies wird wahr- 
scheinlich auch der Nettolohnentwicklung 
entsprechen. 
Damit bleibt das Nettolohn-Rentenniveau 
1984 erhalten. Dem Arbeitnehmer bleibt, 
wenn man seine Steuern und Sozialabga- 
ben berücksichtigt, wahrscheinlich auch 
nur eine Steigerung von nicht viel mehr als 
3 Prozent. Ich meine, es müßte überhaupt 
die Orientierung sein, daß die älteren Mit- 
bürger angekoppelt werden an die modifi- 
zierte Bruttoanpassung. 

WELT: De facto heißt das eine netto- 
lohnbezogene Rente ? 
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Blüm: Nein. Die Nettolohnformel meint 
Nettolohn-Durchschnitt und der benach- 
teiligt die Kleinrentner. Eine solche Ren- 
tenreform ist mit mir nicht zu machen. 

WELT: Obwohl eine Anpassung von 1,5 
Prozent unterm Strich natürlich die 
Kleinrentner stärker benachteiligt als 
diejenigen, die eine üppige Rente be- 
ziehen ? 

Blüm: Deswegen ist das ja auch noch 
nicht unser letztes Wort. Aber ich kann ei- 
ne Rentenformel, die mehr Plausibilität 
und Gerechtigkeit schaffen will, nicht aus 
dem Ärmel schütteln. Wir müssen eine Lö- 
sung finden, die für Jahrzehnte hält. 

WELT: Was heißt das konkret? 
Blüm: Die Rente soll weiterhin beitrags- 
und leistungsbezogen bleiben. Wir wollten 
nicht die Gulaschkanone, aus der jeder 
den gleichen Schlag bekommt. Die Rente 
ist ein Alterslohn und kein Almosen. Zwei- 
tens sollten die verfügbaren Einkommen 
der Beitragszahler Maßstab für die Anhe- 
bung sein, allerdings nicht in einem nivel- 
lierenden Sinne. Und der dritte Punkt ist: 
Der Bundeszuschuß muß auf eine verläß- 
liche Grundlage gestellt werden. Er muß 
sich orientieren an den Leistungen, die 
von der Rentenversicherung im allgemei- 
nen Auftrag erbracht wird. Deshalb war es 
vernünftig, den Bundeszuschuß immer an 
den Rentenausgaben festzumachen und 
nicht an den Einnahmen, wie es heute 
praktisch der Fall ist, wo wir mit einer Min- 
destreserve von einem Monat arbeiten. 
Bei einer solchen Lösung schrammt das 
Boot der Rentenversicherung bei jeder 
Wellenbewegung. 

Mit der gleichen Thematik beschäftigte 
sich ein Interview mit Norbert Blüm im 
Deutschlandfunk. 

DLF: 1984 werden Sie auch die vom 
Bundesverfassungsgericht festgesetz- 
te Gleichstellung von Mann und Frau in 
der Hinterbliebenenversorgung lösen 
müssen. Was haben Sie da ins Auge 
gefaßt? 

Blüm: Da bin ich ein alter Handwerker- 
kann nicht zwei Werkstücke gleich2 

bearbeiten, immer nur eins im S.r   n- 
stock. Das erste Werkstück ist, die 
ten zu konsolidieren, die Renten sie he ^ 
machen. Wenn ich das geschafft hah    { 

und das wird die ganze Kraft kosten, ry^p 
nur von mir, sondern von allen Betel1 

—, dann gehen wir an die zweite AU'9 ^ 
Und da ist es ja ganz unstrittig, da' ^ 
Frauen benachteiligt sind im Rentenre 
Für mich gibt es keine Rentenreforh1- . 
ne daß wir das Unrecht gerade gegen ^ 
jenen Frauen wettmachen, die Kind® ^p 
zogen   haben,   deshalb   in   vielen  r   _ 

sind- 
WitWen 

nicht   erwerbstätig   geworden   sind' 

die N*' 
Sterbefall des Mannes auf eine 
rente zurückfallen, die sie häufig in ";:jer 

sein^ 
he der Armutsgrenze bringt. Wer Kihc 

erzogen hat, der sollte das auch in — 
Altersanspruch,   in  seiner  Rente 9 ^ 
schrieben bekommen; denn Kinder, 
sind ja die Beitragszahler von morge  -^ 
Wir wollen das  Unrecht beseitigen     , 

tenrec 

na1 $ 
^ 

Mann   und   Frau   auch   im   Ren 
gleichstellen,   aber...   ein   Schritt 
dem anderen. Wenn der erste Schritt •    . 
der letzte sein kann, wenn wir nicht    ^ 
auf einen Schritt packen, dann n^^p. 
eben  auf zwei  Schritte verteilt wer 
Dem Verfassungsgericht wird Genüge 

tan. e. 

DLF:  Und das dreizehnte Mona• 
halt? 

Blüm: Wir wollen die Sonderzahlungen j 
also   Weihnachtsgeld,   Urlaubsgeld    ,n. 
das dreizehnte Monatsgehalt — zwö1 0e- 
Das hat nicht nur einen finanziellen ^, 
Sichtspunkt. Heute ist das so, daß ^An- 
fälligkeit eines Zahlungstermins in ^ -e. 
chen Fällen darüber entscheidet, o° 
mand über die Beitragsbemessung^  ß( 

ze ...  beitragspflichtig wird oder °    {, 
sich der Beitrags- und Solidarpflicht 
ziehen kann. Wenn wir das aufs 9a g, 
Jahr verteilen — mit der Lohnsteuer ^ 
chen wir auch  so etwas ähnliches 
dann sind solche Techniken, die nich 
rade die solidarischsten sind, verhind 
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^FORMATION 

C* verzögert 
\ ^ 'ür Neuwahl 
\$ -   pPtember vergangenen Jahres 
^häfte f   

mentar'sche Mehrheit die Ge- 
\ VerfUhrende hessiscne Landesregie- 
S^aftsrnÜ9t niCht nur über ke*nen Wirt" 
% p   ln'ster, keinen Innenminister und 
S dar

r^mentarisches Vertrauen, son- 
^shai*U ninaus über keinen Landes- 
U6ntSq ' Dies sei einmalig in der Parla- 
StSch,Schicnte der Bundesrepublik 
Nbürnnd' erklärte der Frankfurter 
^endo eister Walter Wallmann, Vor- 
kr . er der CDU Hessen. 

»Chäftsfühh geglaubt hatte- daß die ge- 
bende Börner-Regierung im In- S 

5en 

erf0 
s Landes daraus unverzüglich 

hatte 
erl'cnen Konsequenzen gezo- 

'firfi Abst-Sleht Sich 9etauscht-ln bewähr- 
ten v   

mun9smuster von SPD und 

b bstaUf|erflel der Antra9 der CDU auf 

A
eiführu 

0sun9 des Landtages zur Her- 
l ehnun

9 V0n  raschen  Neuwahlen der 
6r he   9' 

;^nu^
Schen SPD-Regierung geht es 

S des TCh um eines: um die Verzöge- 
rt Vor 

errnir»s für Neuwahlen. Sie hat 
i'6 W'H di Entscheidung des Wählers. 
d^ 9eht6 ^ntscneidun9- solange es ir- 
hJv0ri ^ - hinausschieben, weil sie sich 
" ere w^6 sie unverhohlen zugibt — 

ar>lchancen ausrechnet. 

S*    arfe|tireles" Hamburg 
kr     re HarvM, 
3b *Wei Sel

mbur9er SPD-Politiker, darun- 

*D 

'96 
e Ordnetnat0ren Und zwei Bundestags- 

stirh^Ur,clese' haben mit einem Aufruf an 
^Njng /®9ierung appelliert, ihre Zu- 
Oe^nrak t Stationierung neuer Mittel- 

w'rd jr. zurückzuziehen.  Außer- 
. dem Aufruf gefordert, Ham- 

burg zur „atomwaffenfreien" Zone zu er- 
klären. 

Wie ein Sprecher der Hamburger Jungso- 
zialisten auf Anfrage mitteilte, haben bis- 
her insgesamt 300 SPD-Mitglieder, darun- 
ter Schulsenator Grolle und Bausenator 
Kuhbier, die Bundestagsabgeordneten 
Klose (früherer Hamburger Bürgermei- 
ster) und Paterna sowie 20 der insgesamt 
64 SPD-Bürgerschaftsabgeordneten, den 
von den Jungsozialisten initiierten Aufruf 
zum Ostermarsch 1983 unterzeichnet. 
Hierzu schreibt „Bild": Für einige SPD-Po- 
litiker hat die Moral doppelten Boden. 
Wenn's darum geht, die Atomangst der 
Menschen zu schüren, sind sie natürlich 
gegen Waffen... 
Geht's um Arbeitsplätze, sind sie für Waf- 
fen. So will Klose-Nachfolger Dohnanyi 
(SPD) auf der kranken Hamburger HDW- 
Werft unbedingt Kriegsschiffe bauen. 

Tarifvertrag von 
wegweisender Bedeutung 
Sechs von zwölf Tarifbezirken der IG Che- 
mie, Papier, Keramik haben dem Kompro- 
miß zwischen dem Bundesverband der 
Chemie und der IG Chemie bereits zuge- 
stimmt und damit der notwendigen wirt- 
schaftlichen Vernunft und dem tragbaren 
sozialen Fortschritt eine Bresche von 
wegweisender Bedeutung geöffnet, er- 
klärte der Vorsitzende der Arbeitsgruppe 
Arbeit und Soziales der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Haimo George. Der Kom- 
promiß liegt voll auf der Linie der Koali- 
tionsvereinbarung der Regierungsparteien 
vom 23. März 1983 („Flexible Gestaltung 
der Lebensarbeitszeit ohne zusätzliche 
Gesamtbelastung der Wirtschaft"). 
Wenn für die Chemiearbeitnehmer über 58 
Jahre ab 1. September 1983 eine flexible 
„Altersfreizeit" eingeführt werde — deren 
Kosten in den Tarifabschluß eingerechnet 
sind —, dann zeugt dies von hoher sozia- 
ler Verantwortung für diejenigen, die un- 
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sere freiheitliche Wirtschaftsordnung mit 
Schweiß und Fleiß aufgebaut haben. 
Nennenswerte arbeitsmarktpolitische Ef- 
fekte können davon allerdings nicht erwar- 
tet werden; wohl aber sollte diese Rege- 
lung fördern, daß es keine „Arbeitszeitver- 
kürzung zum Nulltarif" gibt. 

Formulierungshelfer 
für den Osten verwarnt 
Im Bundestagswahlkampf hat die SPD mit 
der Parole geworben, ihr Kandidat vertre- 
te die deutschen Interessen. Heute hinge- 
gen übt ein prominentes Mitglied aus Vo- 
gels Schattenmannschaft, Egon Bahr, hef- 
tige Kritik, wenn Bundesregierung und 
Union tatkräftig eben diese deutschen In- 
teressen vertreten und fördern. So warnt 
Bahr davor, an der Forderung nach Rück- 
nahme der Zwangsumtauscherhöhung 
festzuhalten. Und er nennt es einen Rück- 
fall in die 50er Jahre, wenn die Sowjetuni- 
on aufgefordert wird, einen Friedensver- 
trag für Deutschland als Perspektive an- 
zuerkennen. 

Volker Rühe, Stellvertretender Vorsitzen- 
der der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
fragt aus diesem Anlaß Egon Bahr, ob er 
etwa bestreiten wolle, daß beide Forde- 

rungen dem deutschen Interesse ^ 
chen? Oder kritisiert er sie etwa ^ zü- 
weil sie gewissen anderen Inter 
widerlaufen? sein' 

drii1' Die CDU/CSU warnt Herrn Bahr un^ 
geistige Verwandtschaft in der gon- 

gend davor, der falschen Seite
Rundesre 

worte zu liefern und damit der t> |fi- 
gierung die Wahrnehmung de^t ^ 
* 1    Uorr D "  pfl teressen zu erschweren. Herr 

OpP osi 

ßüH de5' 

noch  lernen,  daß auch eine 
nicht frei von Verantwortung ist- 

Werden Ostermärsche 
von DKP organisiert? 
Der innenpolitische Sprecher der ^ 
tagsfraktion der CDU/CSU, Kar' $ 
sieht „Anhaltspunkte" dafür, ^ p 
Ostermarschbewegung von der ^ p 
ren Nebenorganisationen und de -^ 
beeinflußten Organisationen °rg 

und gesteuert wird. . ^ 
Miltner sagte, die politische 2* ^ß 
sei eindeutig: Die mögliche sta*'ur1deSrr 

von neuen US-Raketen in der c 
Jen. 

il v 
we 

Aufrufen wohlweislich verschwieg 

publik solle verhindert werden. 
Daß es bereits eine Vielzahl v°n   jfl 

sehen SS-20-Raketen gibt, *e^a0 

Terminplanung 
für Präsidiums- und Bundesvorstandssitzungen der CO 
bis 30. Juni 1983 
25. April 1983, Montag, 9.30 Uhr, Präsidium, Bonn, KAH 
25. April 1983, Montag, 11.00 Uhr, Bundesvorstand, Bonn, KAH 
16. Mai 1983, Montag, 9.30 bis 12.00 Uhr, Präsidium, Bonn, KAH 
24. Mai 1983, Dienstag, 18.00 Uhr, Präsidium, Köln 
24. Mai 1983, Dienstag, 19.00 Uhr, Bundesvorstand, Köln 
25. bis 27. Mai 1983, Mittwoch bis Freitag, 31. Bundesparteitag, Köln 

13. Juni 1983, Montag, 9.30 Uhr, Präsidium, Bonn, KAH 
13. Juni 1983, Montag, 11.00 Uhr, Bundesvorstand, Bonn, KAH 
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FINANZEN 

J'tae Haushaltspolitik führt 
^Wirtschaftlichen Gesundung 
'Chf 

% S? Läuterungen zu dem Be- 
a|'tion      aft und Finanzen in den 

S\\ ^Vereinbarungen (siehe 
Nesft  2/83> grüner Teil) gab 
Sero nanzminister Gerhard Stol- 
1 ar|änri'n einem interview mit dem 
'983). a,Schen Rundfunk (26. März 

Sw^ Minis^r, das Kernstück der 
ycsu Vereir)barungen zwischen  CDU 

Ushait 
Und Füp istJa die Sanierung des 

^"eo jn'.
auch mittelfristig gesehen. Sie 

s   'V Jndem Jahr rund sechs bis sie~ 
r% rrjn        ^sparen, auf der anderen 
l°S inSQSn Sie'  um den Aufschwung 
^ st,-7Chwun9 zu bringen, die Wirt- 

<gen    en> Sie müssen Steuererleich- 
SA?      9eben. Wo nehmen Sie das Geld 

l^x de ^ ^'r mussen noch einmal, wie 
->DarWk,-   anl deutlich gemacht haben, 
''Opk        V''IIUR<;Q     4  um   das   immer 

'•Abe nanme- schrittweise abzu- 
tu beschr

r Wir werden es nicht aufs Spa- 
^9 9ehx.?nken- Zur Koalitionsvereinba- 

;chvie;i;l^se  fassen,   . 

b^6 Kre^^?1^ Defizit- also die viel zu 

9 9ehört 
-   Dfvj      Ja auch die Absicht, etwa 17» 

a 
s^haftiau at2lich für Vorhaben, die der 

J§ diene 9 Und der Wirtschaftsgesun- 
H,r vor a.?' bere'tzustellen. Wichtig ist 

"ern-  daß  durch  die  Sparbe- 

"' und HS   Haushaltswacnstum   be_ 

iv" ^rCh Kreditaufnahme absinken 
8> 
n 

UnterstüTne rücklaufi9e Kreditaufnah- 
C Politik    n Wir die Bundesbank °ei S ^t *; , niedrigerer  Zinsen.   Dieser 

sich Ja schon seit Oktober als 

richtig erwiesen, wir haben in den letzten 
Tagen ja eine dritte nachhaltige Zinssen- 
kung erlebt. Zinssenkungen haben zu ei- 
ner optimistischeren Beurteilung der Wirt- 
schaft beigetragen, die Wirtschaftsdaten 
werden besser, die private Investitionsbe- 
reitschaft nimmt zu, die niedrigeren Zin- 
sen führen auch zu einer Belebung der 
privaten Nachfrage, dafür gibt es deutliche 
Anzeichen, und das ist auch eine erste Wi- 
derlegung der sehr ungünstigen Annah- 
men der Sozialdemokraten, die uns ja 
noch im November vorwarfen, wir würden 
durch diese Haushaltspolitik die private 
Nachfrage in gefährlicher Weise ein- 
schränken. 

Frage: Die private Nachfrage in gefährli- 
cher Weise einschränken . . . Wenn ich 
das aufgreifen darf — Ihnen wird ja auch 
vorgehalten, daß Sie keinerlei Beschäfti- 
gungsprogramm mit aufgelegt haben und 
auch nicht ins Auge fassen. Wenn ich Sie 
richtig verstehe, wollen Sie durch Um- 
schichtungen im Haushalt die Investitions- 
tätigkeit weiterbeleben. Reicht das eigent- 
lich aus? 

Stoltenberg: Das ist ein ganz wichtiger 
Beitrag, den der Staat zu leisten hat. Hin- 
zu kommt die vor der Wahl verkündete 
Absicht, gezielte Steuerentlastungen für 
den Mittelstand, die gewerbliche Wirt- 
schaft insgesamt, vorzunehmen und die 
steuerlichen und finanziellen Bedingungen 
für Vermögensbildung der Arbeitnehmer 
zu verbessern. Hier werden wir ab 1. Janu- 
ar 1984 noch einmal vier Mrd. DM einset- 
zen. Und neben den öffentlichen Investi- 
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tionen, neben einer Politik, die Zinssen- 
kungen unterstützt, ist dies gleichsam das 
dritte tragende Element der staatlichen Fi- 
nanzpolitik in der Förderung der Bele- 
bung, in der Stärkung eines begonnenen 
Aufschwungs. Nur so können wir ja auch 
die Trendwende auf dem Arbeitsmarkt er- 
reichen. 

Frage: Geht das aber nicht doch zu La- 
sten der Wenigerverdienenden, wenn ich 
beispielsweise daran denke, daß im sozia'- 
len Bereich gewisse Kürzungen vorgese- 
hen sind: beispielsweise Arbeitslosengeld 
und einiges andere ? 

Stoltenberg: Wir haben jetzt den Rahmen 
von 6V2 Mrd. Einsparungen für 1984 fest- 
gelegt. Für seine Ausfüllung brauchen wir 
noch einige Wochen. Zweifellos werden 
auch die sprunghaft gestiegenen Ausga- 
ben der Bundesanstalt für Arbeit in diese 
Kürzungsüberlegungen einzubeziehen 
sein. Aber die Maßnahmen wollen wir in 
den nächsten vier, sechs Wochen festle- 
gen, d. h. also bis Mai, dann muß ja der 
Haushaltsentwurf für 1984 dem Kabinett 
zugeleitet werden. Nur, haben alle Par- 
teien im vergangenen Jahr gesagt, daß die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit die wich- 
tigste sozialpolitische Aufgabe ist. Wenn 
das weiter gelten soll, dann ist es berech- 
tigt, Transferleistungen in allen Bereichen 
— auch im sozialen Bereich — einzu- 
schränken, um Mittel für die Gesundung 
und die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
freizumachen. Das waren unsere Ent- 
scheidungen vor der Wahl, das hat unser 
Wahlprogramm deutlich gemacht, mit ei- 
ner solchen Politik haben wir einen klaren 
Vertrauensbeweis am 6. März erhalten, 
und wir wollen diesen Kurs fortsetzen. 

Frage: Geht das, Herr Stoltenberg, allein 
dadurch, indem man vornehmlich nur die 
freien Kräfte des Marktes stützt? Das ist 
ja die Konzeption im Grunde genommen ? 

Stoltenberg: Die freien Kräfte oe ^ 
tes zu stützen mit klaren Rahme ^ 
gungen, die auch die sozialen Fo9 $ 
Verantwortlichkeiten beachten, "s u$. 
Tat das Konzept Sozialer Marktwin• 
Beides gehört zusammen, und icn 9 ^ 
daß dies nach vielen Enttäuschung ^ 
letzten Jahre der richtige Weg ist' ^e 
konsequent beschreiten müssen- ^e- 
auf dem Arbeitsmarkt werden die..chSte'1 

me nicht leicht sein, weil in den n ^ 
Jahren noch mehr Menschen nac ^ 
fragen werden, als aus dem Erwe zy 
ausscheiden. Es ist aber eine HW ^ 
glauben, daß man die Arbeitsmark P ^ 
me nur durch Umverteilung der v      ^ 
nen Arbeit meistern kann, ^or 
diejenigen, die dafür plädieren 
gel nicht bereit, offen die 

aller* 
in der 

Konseque     e 
rhanc 

zusprechen: wenn  man die v0 ^e< 
Arbeit nur unter mehr Menschen .^ 
teilen will, dann müssen starke 0$ 
am jetzigen Einkommen in Kau „$ 
men werden, dazu ist die Bereits 
den meisten noch nicht vorhanc 

Frage: Abstriche am jetzigen einit°fage^ 
gilt das auch für die Lösung der r jfl / 
Arbeitszeitverkürzung, die ja aüC^ $' 
Koalitionsverhandlung angesproc y 
den ist, wo sich aber die Indus 
sehr zögerlich verhält? h 

Stoltenberg: Dies gilt im Gruna*     ^ 
bei  dem  Problem der Arbeitsz®^ ^ 
zung. Wir wollen einen ergänzen ^ 

was flexiblere Gestaltung der      jnel 
  ...        _:ut öS Ke"     .„« 

nach Möglichkeit eröffnen, das **> 
ist 

beitszeit. Aber auch hier gibt eS .^ 
sung, die daran vorbeigeht, daß ^jil,^ 
der früher in den Ruhestand gene spr^. 
nen etwas geringeren Rente ^ /* 
hat. Dazu wird ein Solidarbeitrag^ ^\\. 
beitgeber und der Gewerkscha 

sein. - 
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V, 
'% 

ereinbarung 
die Fortführung der Fraktionsgemeinschaft 

*i D en CDU und csu für die 10- Legislaturperiode Sh. 
tschen Bundestages 

D' 
%r\ geordneten der CDU und CSU 

6 Unrt Grund gemeinsamer politischer 
d'6se Part angesichts der Tatsache, daß 
Nder in keinem Bundesland mit- 

Le9isl'm Wettbewerb stehen, für die 
H*o~-       Periode des Deutschen Bun- *9es e,r,e gemeinsame Fraktion. 

1fir GrJnme'nsame Fraktion besteht aus 
y der p der Abgeordneten der CDU 
CsU. r^.QruPPe der Abgeordneten der 
%te

a ®' wird an dem Grundsatz fest- 
!6 Abn~       es sich bei jeder Gruppe um 

9eri PaJ*   neten einer jeweils selbstän- 
ui6     

ar*ei handelt. 

SüberPe der CSU-Abgeordneten ver- 
ij r9anen !'

9ene 0rgane- Sie wird an allen 
er Fraktion angemessen betei- 

0 Der Fr 
v
aiJer de

rakti°nsvorsitzende wird für die 
d°n den M    9islaturPen'ode  gemeinsam 
rta9sfrau

9liedern der CDU/CSU-Bun- 
pra^  l0n gewählt. 

f:te|,vertre?nSV0rsit2ende hat einen Ersten 
dlakti°nsyer'Der Erste Stellvertreter des 
0r^e9isla°trSlt2enden wird für die Dauer 

.Sen 1 Urperi°de von den CSU-Abge- 
SJ} 9ewäh|t- 
stftii, chadet    H 
'eil   ertret       dessen    werden    weitere 
Sin9 derr 9ewahlt Uber Zahl und Ver- 
C6rnehm Weiteren   Stellvertreter  muß 

n der iewen erzielt werden. Sie werden 
> c        ll9en Gruppe gewählt. 
'".I .  r 

S $ entan °nsvorstand  sind  CDU   und 
besprechend c 
?0. vertreten 

«ntsrjr oieinu   sinu   ouu   una 
.^ten M;echend der Zahl ihrer Abge- 

ciie * ^nrj Die   Gruppen   der 
aiJf sjp Ü* CsU-Abgeordneten wählen der :

UT sie 
r Se'bst. entfal|enden Vorstandsmitglie- 

5. Der Parlamentarische Geschäftsführer 
der Gruppe der CSU-Abgeordneten ist 
kraft Amtes ein Parlamentarischer Ge- 
schäftsführer der Fraktion und der Stell- 
vertreter des Ersten Parlamentarischen 
Geschäftsführers. 

6. Bei der Wahl der Arbeitsgruppenvorsit- 
zenden (Sprecher) und ihrer Stellvertreter 
(Obleute) ist die Gruppe der CSU-Abge- 
ordneten entsprechend ihrem Stärkever- 
hältnis zu berücksichtigen. CDU und CSU 
haben für die auf sie entfallenden Positio- 
nen das Benennungsrecht. Das gleiche 
gilt für die Wahl der Ausschußvorsitzen- 
den und der stellvertretenden Ausschuß- 
vorsitzenden. 

Die Fraktion hat zwei Justitiare, je einen 
von der CDU-Gruppe und der CSU- 
Gruppe. 

7. Unter den zwei von der CDU/CSU vor- 
zuschlagenden Mitgliedern des Präsi- 
diums des Deutschen Bundestages 
schlägt die CDU den Präsidenten und die 
CSU einen Vizepräsidenten vor. 

8. Bei der Besetzung von Fraktionsgre- 
mien und Delegationen der Fraktion sowie 
der auf die CDU/CSU-Fraktion entfallen- 
den Sitze in Bundestagsorganen und den 
mit Mitgliedern des Deutschen Bundesta- 
ges zu besetzenden Gremien ist die Re- 
präsentation der CSU-Gruppe entspre- 
chend ihrem Kräfteverhältnis herbeizufüh- 
ren. 

CDU und CSU besetzen die auf sie entfal- 
lenden Sitze in eigener Zuständigkeit. 

9. Die CDU/CSU-Fraktion wird keine 
Grundgesetzänderung   ermöglichen,   der 
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die CSU-Gruppe aus Gründen der Wah- 
rung der Grundlagen des föderativen 
Staatsaufbaus widerspricht. 

10. Die Abstimmung ist frei; es gibt kei- 
nen Fraktionszwang. 

Die CSU-Gruppe kann eine von der Mehr- 
heit der Fraktion abweichende Meinung in 
einer Frage von grundsätzlicher Bedeu- 
tung im Bundestag selbständig vertreten, 
wenn sie nach der Erörterung der Frage in 
der Fraktion dieses Verlangen stellt. 

iiiimiiiiiimiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiimiiiiimiiiiimm 

Nachtrag Wahl 
Rheinland-Pfalz 
In der Übersicht in den Einzelergebnissen 
der Landtagswahl von Rheinland-Pfalz 
(UiD 11/83 grüner Teil) fehlen die Zahlen 
der Stadt Ingelheim, da sie im vorläufigen 
Ergebnis des Landeswahlleiters nicht aus- 
gewiesen waren. Nachfolgend das Ergeb- 
nis aus Ingelheim am Rhein (in Prozent): 

Wahljahr CDU SPD FDP Grüne 

L1983 
L1979 
B1983 

47,7 
45,5 
42,9 

42,0 
44,6 
40,1 

4,8 
9,1 

11,0 

5,3 

5,5 

Koalitionsvereinbarungen: 
Landwirtschaft 
In der Dokumentation 12/83, „Wortlaut der 
Koalitionsvereinbarungen", hat sich auf 
Seite 5 Punkt „5. Landwirtschaft" ein be- 
dauerlicher Druckfehler eingeschlichen. 
Im Absatz drei muß es statt Betriebsaus- 
gaben selbstverständlich Betriebsaufga- 
ben heißen. 

Der Absatz lautet wie folgt: 
Es ist zu prüfen, ob Steuervergünstigun- 
gen bei Grundstücksverkäufen und Be- 
triebsaufgaben gewährt werden können, 
soweit die Erlöse in Betriebe oder in den 
Wohnungsbau reinvestiert werden. 

KONRAD-ADE NAüEß: 

STIFTUNG 

Seminare .{ 
Öffentlichkeitsarbeit 
Gerade nach dem großen Erf0'L 
der CDU am 6. März ist es wie"* 
die Öffentlichkeitsarbeit der CD 
Verbände zu verstärken. 

sSafl' 
Wir weisen Sie deshalb auf ein inte flp. 
tes Angebot des Bildungswerkes ° ^ 
rad-Adenauer-Stiftung e.V. hin. Un ^ 
Thema „Öffentlichkeitsarbeit im A^e'' 
nalen Bereich" werden bis zur => zjr 
pause noch zwei Studientagung 
Aus- und Fortbildung angeboten- 

Termine 
29. Juni bis 2. Juli 1983 
3. Juli bis 6. Juli 1983 
Im zweiten Halbjahr 1983 stehen 
Termine'auf Anfrage zur Verfügung 

Interessenten melden sich bitte 
Konrad-Adenauer-Stiftung e- 
Heimvolkshochschule Eichhol* 
Postfach 29 
5047 Wesseling 
Telefon (02236) 7071 

wei{l 

der 

Während   des   Aufenthaltes im 

Eichholz sind die Teilnehmer Gast M 
dungswerkes  der  Konrad-Adena jptf 
tung e.V. Unterkunft und Verpflefl ^ 
frei.  Es wird  ein Teilnehmerbeit ^ir 
60- DM erhoben (bei Wochenen tgC 
staltungen  40,—   DM).   Die   F* Karte 

Z 

werden  in  Höhe einer Rückfall ^ 
Klasse der Deutschen Bundesba ^ 
Abzug einer Eigenbeteiligung v 

DM erstattet. 
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ZITATE 

An die Arbeit 
Nun sind sämtliche unumgänglichen Ri- 
tuale einer Regierungsbildung nach Neu- 
wahlen überstanden, und man darf hinzu- 
fügen: sie sind gnädig vorübergegangen, 
nämlich so gut wie reibungslos. Dafür ist 
wohl in der Hauptsache der Bundeskanz- 
ler verantwortlich zu machen, der das Tau- 
ziehen um Posten und Programme mit be- 
merkenswerter Kürze und Diskretion ab- 
wickelte. 
Wenn drei Fraktionen sich auf ein Pro- 
gramm einigen müssen, dann kann das 
nur im Geben und Nehmen geschehen. 
Die ersten schweren Auseinandersetzun- 
gen haben nicht stattgefunden, sondern 
man hat sich auf Kompromisse geeinigt. 
Bei allen naturgegebenen Differenzen 
überwiegen die Gemeinsamkeiten, vor al- 
lem wenn man sich die letzten Jahre der 
sozialliberalen Koalition ansieht. Es ist 
jedenfalls kein Komplex in Sicht, der 
unüberbrückbare Gegensätze erwarten 
ließe. So kann diese Regierung wie keine 
andere vor ihr von einer stabilen Mehrheit 
getragen und vom Wähler mit einem kla- 

ren Auftrag versehen ans Werk 9 jjp 
kann es sich leisten, großzüg'9 ,ßf) Qfl 
sei es gegenüber der SPD ode*zo!0®. 
nen. Daher war es richtig, die Sn ^ $ 
nicht zur ersten Kraftprobe weroe 

sen. 
Eine Demokratie, die sich als de # 
erwiesen  hat,   braucht  sich 
Gruppe  von Exzentrikern nicht ^ 
Ruhe bringen zu lassen, sie kann  ^g, 
darauf bauen, daß sich die GeW gfl t. 
dieser Staat von seinem aieser Staat von seinem ^e^"l{zeP0 

pflegt hat, immer wieder durchs* ^j. 
aber auf Störenfriede zurückfallt     tf 

30. M*r 

1$ 
Jahren stehen, die man einmal   k„n s< 

Frankfurter Neue Presse, 

Wenn  dem  in  seinem Amt 
Bundeskanzler Helmut Kohl auc 
hin das Glück zur Seite steht, 
Bundesrepublik durchaus vor.^sdie 

Jahren stehen, die man einmala   ^ 
Kohl bezeichnen wird. Die Zeic 

günstig. y J 
Doch niemand erwartet Wunffind S& 
reicht zunächst aus, wenn Ko»      eS § 
Mannschaft das Gefühl verm,tj'hjne\f{ 
he wieder aufwärts. Das neue*»   tf/f^. 
ginnt seine Arbeit zu einer Zeit,    ^ $ 
und außenwirtschaftliche Sign3' 
Richtung weisen. ^t* 

Stuttgarter Zeitung, 3°' 
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